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ſorgeerziehung Minderjähriger, S. 264. — Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Ans 
legung des Grundbuchs für einen Theil des Bezirkes des Amtsgerichts Vöhl, S. 270. — Bekannt- 
machung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs-Amtsblätter publizirten 
landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 270. 


(Jr. 10209.) Geſetz, betreffend die Vermeidung von Doppelbeſteuerungen. Vom 18. April 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
für den Umfang derſelben, was folgt: 


§. J. 
Der nebſt dem Schlußprotokolle beigedruckte Vertrag mit der K. K. Oeſter⸗ 
7 reichiſchen Regierung vom 21. Juni 1899 zur Beſeitigung von Doppelbeſteuerungen, 
. welche ſich aus der Anwendung der für das Königreich Preußen beziehungsweiſe 
für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder geltenden Steuergeſetze 
ergeben könnten, wird genehmigt. 


Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, mit Bezug auf Perſonen und Steuer— 
quellen, welche der Steuerhoheit mehrerer Staaten unterliegen, Vereinbarungen 
zu treffen und Anordnungen zu erlaſſen, durch die ihre Heranziehung zu den 
direkten Staatsſteuern unter Wahrung des Grundſatzes der Gegenſeitigkeit auch 
abweichend von den in Preußen geltenden geſetzlichen Vorſchriften geregelt wird. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
‚ Königlichen Inſiegel. 
| Gegeben Berlin im Schloß, den 18. April 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. v. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Tirpitz. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. 
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Ausgegeben zu Berlin den 26. Juli 1900. 


N 
Anlage A. 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, 
und 
Seine Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich, König von Böhmen ꝛc. und Apoſto— 
liſcher König von Ungarn, 
geleitet von dem Wunſche, Doppelbeſteuerungen zu beſeitigen, welche ſich aus der 
Anwendung der für das Königreich Preußen, beziehungsweiſe für die im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreiche und Länder geltenden Steuergeſetze ergeben könnten, 
haben beſchloſſen, zu dieſem Behufe eine Konvention zu ſchließen und zu Ihren 
Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
den Dr. Freiherrn von Richthofen, Allerhöchſt Ihren wirklichen Ge 
heimen Legationsrath und Unterſtaatsſekretär des Auswärtigen Amtes, 
Seine Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich, König von Böhmen x, 
und Apoſtoliſcher König von Ungarn: 
den Herrn Ladislaus Szögyény-Marich von Magyar-Szögyén 
und Szolgaegyhaza, Allerhöchſt Ihren Kämmerer und wirklichen 
Geheimen Rath ac.ac. außerordentlichen und bevollmächtigten Botſchafter 
bei Seiner Majeſtät dem Deutſchen Kaiſer, König von Preußen, 
welche, nachdem ſie ihre in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten 
ſich mitgetheilt, über Folgendes übereingekommen ſind: 


Artikel 1. 

Preußiſche beziehungsweiſe Oeſterreichiſche Staatsangehörige ſollen vorbehalt⸗ 
lich der Beſtimmungen in den Artikeln 2 bis 4 zu den direkten Staatsſteuern 
nur in dem Staate herangezogen werden, in welchem fie ihren Wohnſitz haben, 
in Ermangelung eines ſolchen nur in dem Staate, in welchem ſie ſich aufhalten. 

Preußiſche beziehungsweiſe Oeſterreichiſche Staatsangehörige, welche in beiden 
Staaten einen Wohnſitz haben, ſollen nur in ihrem Heimathsſtaate zu den direkten 
Staatsſteuern herangezogen werden. 

Ein Wohnſitz im Sinne dieſer Vereinbarung iſt an dem Orte anzunehmen, 
an welchem Jemand eine Wohnung unter Umſtänden inne hat, welche auf die 
Abſicht der dauernden Beibehaltung einer ſolchen ſchließen laſſen. 


: Artikel 2. N 
Der Grund- und Gebäudebeſitz und der Betrieb eines ſtehenden Gewerbes 
ſowie das aus dieſen Quellen herrührende Einkommen ſollen nur in demjenigen 


a 


Staate zu den direkten Staatsſteuern herangezogen werden, in welchem der Grund- 
und Gebäudebeſitz liegt, oder eine Betriebsſtätte zur Ausübung des Gewerbes 
unterhalten wird. Als Betriebsſtätten gelten Zweigniederlaſſungen, Fabrikations⸗ 
ſtätten, Niederlagen, Comtoire, Ein- oder Verkaufsſtellen und ſonſtige Geſchäfts⸗ 
einrichtungen zur Ausübung des ſtehenden Gewerbes durch den Unternehmer felbft, 
Geſchäftstheilhaber, Prokuriſten oder andere ſtändige Vertreter. 

Befinden ſich Betriebsſtätten desſelben gewerblichen Unternehmens in beiden 
Gebieten, ſo ſoll die Heranziehung zu den direkten Staatsſteuern in jedem Gebiete 
nur nach Maßgabe des von den inländiſchen Betriebsstätten aus ſtattfindenden 
Betriebs erfolgen. 

Hinſichtlich der ſteuerlichen Behandlung von Hypothekarforderungen und 
des Einkommens aus ſolchen bleibt es bei der uneingeſchränkten Anwendung der 
in Preußen beziehungsweiſe in Oeſterreich beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen. 


Artikel 3. 

Sofern im Sinne des Oeſterreichiſchen Geſetzes vom 25. Oktober 1896 
Meichs⸗Geſetzbl. Nr. 220) die Beſteuerung von Zinſen und Rentenbezügen im Abzugs⸗ 
wege zu erfolgen hat, wird dieſelbe uneingeſchränkt zur Ausübung kommen. 

Hierdurch ſoll jedoch das der Preußiſchen Finanzverwaltung nach den 
Preußiſchen Geſetzen zuſtehende Beſteuerungsrecht in keiner Weiſe berührt werden. 


Artikel 4. 
Aus einer Staatskaſſe (Kronkaſſe, Hofkaſſe) zahlbare Beſoldungen, Penſionen, 
Wartegelder ſollen nur in dem Staate, der die Zahlung zu leiſten hat, zu den 
direkten Staatsſteuern herangezogen werden. 


Artikel 5. 

Zwiſchen den vertragſchließenden Theilen beſteht Einverſtändniß darüber, 
daß die auf Grund des Preußiſchen Geſetzes vom 14. Juli 1893 zu entrichtende 
Ergänzungsſteuer im Sinne des F. 9 Abſ. 2, und des F. 127 Abf. 1 des Oeſter⸗ 
reichiſchen Geſetzes, betreffend die direkten Perſonalſteuern, vom 25. Oktober 1896 
als eine der allgemeinen Erwerbſteuer gleichartige, beziehungsweiſe als eine ſpezielle 
direkte Beſteuerung anzuſehen iſt. 

Artikel 6. 

Die Beſtimmungen im Artikel 19 des Handels- und Zollvertrags vom 

6. Dezember 1891 bleiben unberührt. 


Artikel 7. 

Ueber die zur thunlichſten Beſeitigung der Doppelbeſteuerung ſolcher Perſonen, 
welche ſowohl Preußiſche als Oeſterreichiſche Staatsangehörige find, und zugleich in 
beiden Gebieten ihren Wohnſitz haben, etwa noch erforderlichen beſonderen Be— 
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ſtimmungen werden die vertragſchließenden Theile ſich vorkommenden Falles ins 
Einvernehmen ſetzen und der Vereinbarung entſprechende Anordnungen treffen. 


Artikel 8. 

Falls die Kündigung dieſes Vertrags, zu welcher jeder der beiden vertrag⸗ 
ſchließenden Theile berechtigt iſt, vor dem 1. Oktober eines Jahres erfolgt, verliert 
derſelbe bereits für das dem Kalenderjahre der Kündigung nächſtfolgende Steuer 
jahr ſeine bindende Kraft. N 

Findet die Kündigung nach dem genannten Zeitpunkte ſtatt, ſo ſoll der 
Vertrag erſt vom zweitfolgenden Steuerjahr angefangen als aufgelöſt gelten. 


Artikel 9. 

Gegenwärtiger Vertrag ſoll beiderſeits zur Allerhöchſten Genehmigung 
vorgelegt und die Auswechſelung der darüber auszufertigenden Ratifikations⸗ 
Urkunden ſobald als möglich in Berlin bewirkt werden. 

Zur Beglaubigung deſſen haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten die 
gegenwärtige Uebereinkunft in zwei Ausfertigungen unter Beifügung ihrer Siegel 
eigenhändig unterzeichnet. 


Berlin, am 21. Juni 1899. 


(L. S.) Richthofen. Szögyény. 


„„ 
Anlage B 


Schlußprotokoll. 


Bei der Unterzeichnung des am heutigen Tage zwiſchen Preußen und Oeſterreich⸗ 
Ungarn abgeſchloſſenen Staatsvertrags zur Vermeidung von Doppelbeſteuerungen, 
welche ſich aus der Anwendung der für das Königreich Preußen, beziehungsweiſe 
für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder geltenden Steuergeſetze 
ergeben könnten, haben die unterzeichneten Bevollmächtigten folgende Erklärungen 
abgegeben, welche einen integrirenden Theil des Vertrags ſelbſt bilden ſollen: 

I. Die vertragſchließenden Theile find darüber einverſtanden, daß die im 
erſten Satze des Artikels 1 des Vertrags enthaltenen Worte „vorbehaltlich der 
Beſtimmungen in den Artikeln 2 bis 4“ auch auf die im zweiten Satze dieſes 
Artikels beſprochenen Fälle Anwendung zu finden haben. 

II. Es wird der übereinſtimmenden Anſchauung der beiden vertragſchließenden 
Theile Ausdruck gegeben, daß die Beſtimmungen des Artikels 2 des gegenwärtigen 
Staatsvertrags bezwecken, einem jeden der vertragſchließenden Theile die Beſteuerung 
des in dem eigenen Staatsgebiete belegenen Grund- und Gebäudebeſitzes ſowie 
des inländiſchen Gewerbebetriebs ohne Rückſicht auf die Staatsangehörigkeit oder 
den Wohnſitz der betreffenden Steuerpflichtigen ausſchließlich vorzubehalten. 

III. Ferner ſind die vertragſchließenden Theile darüber einverſtanden, daß 
die Beſtimmungen dieſes Uebereinkommens für Preußen vom 1. April 1898, für 
Oeſterreich vom 1. Januar 1898 ab in Wirkſamkeit geſetzt werden ſollen. ; 

IV. Es beſteht Einverſtändniß darüber, daß unbeſchadet des Vorbehaltes 
im Artikel 6 mit dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Staatsvertrags die früheren 
Vereinbarungen über die ſteuerliche Behandlung von beiderſeitigen Beamten außer 
Geltung treten. f 

Das gegenwärtige Protokoll, welches durch den Austauſch der Ratifikationen 
des Vertrags, auf welchen es ſich bezieht, als von den vertragſchließenden Theilen 
gebilligt und genehmigt anzuſehen iſt, wurde in doppelter Ausfertigung zu Berlin 
am 21. Juni 1899 vollzogen. 


(L. S.) Richthofen. (L. S.) Szögyény. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifizirt worden. Der Austauſch der 
Ratifikations-Urkunden hat am 9. Juli d. J. ſtattgefunden. 


(Nr. 10210.) Geſetz über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger. Vom 2. Juli 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 
verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags für den Umfang der 
Monarchie, was folgt: 


GE 

Ein Minderjähriger, welcher das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet 

hat, kann der Fürſorgeerziehung überwieſen werden: 

1. wenn die Vorausſetzungen des §. 1666 oder des $. 1838 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs vorliegen und die Fürſorgeerziehung erforderlich iſt, 
um die Verwahrloſung des Minderjährigen zu verhüten; 

2. wenn der Minderjährige eine ſtrafbare Handlung begangen hat, wegen 
der er in Anbetracht ſeines jugendlichen Alters ſtrafrechtlich nicht ver— 
folgt werden kann, und die Fürſorgeerziehung mit Rückſicht auf die 
Beſchaffenheit der Handlung, die Perſönlichkeit der Eltern oder ſonſtigen 
Erzieher und die übrigen Lebensverhältniſſe zur Verhütung weiterer 
ſittlicher Verwahrloſung des Minderjährigen erforderlich ift; 

3. wenn die Fürſorgeerziehung außer dieſen Fällen wegen Unzulänglichkeit 
der erziehlichen Einwirkung der Eltern oder ſonſtigen Erzieher oder der 
Schule zur Verhütung des völligen ſittlichen Verderbens des Minder- 
jährigen nothwendig iſt. 

25 
Die Fürſorgeerziehung erfolgt unter öffentlicher Aufſicht und auf öffentliche 
Koſten in einer geeigneten Familie oder in einer Erziehungs- oder Beſſerungs— 
anſtalt. 
. 35 ö 

Die Unterbringung zur Fürſorgeerziehung erfolgt, nachdem das Vormund— 

ſchaftsgericht durch Beſchluß das Vorhandenſein der Vorausſetzungen des F. 1 
unter Bezeichnung der für erwieſen erachteten Thatſachen feſtgeſtellt und die Unter⸗ 
bringung angeordnet hat. 
F. 4. 
Das Vormundſchaftsgericht beſchließt von Amtswegen oder auf Antrag. 

Zur Stellung des Antrags ſind berechtigt und verpflichtet: 

der Landrath, in den Hohenzollernſchen Landen der Oberamtmann, in 

Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern ſowie in den nach $. 28 

der Kreisordnung für die Provinz Hannover vom 6. Mai 1884 GEeſetz⸗ 

Samml. S. 181) denſelben gleichgeſtellten Städten auch der Gemeinde⸗ 

vorſtand, 

in Stadtkreiſen der Gemeindevorſtand und der Vorſteher der König— 

lichen Polizeibehörde. 

Vor der Beſchlußfaſſung ſoll das Vormundſchaftsgericht, ſoweit dies ohne 

erhebliche Schwierigkeit geſchehen kann, die Eltern, den geſetzlichen Vertreter des 
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Minderjährigen und in allen Fällen den Gemeindevorſtand, den zuftändigen Geift- 
lichen und den Leiter oder Lehrer der Schule, welche der Minderjährige beſucht, 
hören, auch hat, wenn die Beſchlußfaſſung nicht auf Antrag erfolgt, das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht zuvor dem Landrath (Oberamtmanne, Gemeindevorſtande, 
Vorſteher der Königlichen Polizeibehörde) unter Mittheilung der Akten Gelegenheit 
zu einer Aeußerung zu geben. 

Der Beſchluß iſt dem geſetzlichen Vertreter des Minderjährigen, dieſem 
ſelbſt, wenn er das vierzehnte Lebensjahr vollendet hat, dem Landrath (Ober⸗ 
amtmanne, Gemeindevorſtande, Vorſteher der Königlichen Polizeibehörde) und dem 
verpflichteten Kommunalverbande (F. 14) zuzuſtellen. 

Gegen den Beſchluß ſteht den im Abſ. 3 Genannten die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde zu, dem geſetzlichen Vertreter des Minderjährigen oder dieſem ſelbſt jedoch 
nur dann, wenn der Beſchluß auf Unterbringung zur Fürſorgeerziehung lautet. 
Die Beſchwerde hat aufſchiebende Wirkung. 


$. 5. 

Bei Gefahr im Verzuge kann das Vormundſchaftsgericht eine vorläufige 
Unterbringung des Minderjährigen anordnen. Die Polizeibehörde des Aufent⸗ 
haltsorts hat in dieſem Falle für die Unterbringung des Minderjährigen in einer 
Anſtalt oder in einer geeigneten Familie zu ſorgen. 

Die durch die vorläufige Unterbringung erwachſenden Koſten fallen, ſofern 
die Ueberweiſung zur Fürſorgeerziehung demnächſt endgültig angeordnet wird, dem 
verpflichteten Kommunalverbande ($. 14), anderenfalls demjenigen zur Laſt, welcher 
die Koſten der örtlichen Polizeiverwaltung zu tragen hat. Die Polizeibehörde hat 
in allen Fällen die durch die vorläufige Unterbringung entſtehenden Koſten vor⸗ 
zuſchießen. N 

Streitigkeiten über die Angemeſſenheit der dem Erſtattungspflichtigen in 
Rechnung geſtellten Vorſchüſſe der Polizeibehörde entſcheidet der Bezirksausſchuß 
im Beſchlußverfahren. Der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes iſt endgültig. 


N 65 
Hat die im F. 4 angeordnete Anhörung der Eltern oder des geſetzlichen 
Vertreters nicht ſtattfinden können, ſo ſind dieſelben berechtigt, die Wiederaufnahme 
des Verfahrens zu verlangen. 
8. 


Soweit nicht in dieſem Geſetz ein Anderes beſtimmt iſt, finden auf das 
gerichtliche Verfahren die allgemeinen Vorſchriften über die durch Landesgeſetz den 
ordentlichen Gerichten übertragenen Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
Anwendung. 

§. 8. 


Die gerichtlichen Verhandlungen ſind gebühren- und ſtempelfrei; die baaren 
Auslagen fallen der Staatskaſſe zur Laſt. Iſt nach dem Ermeſſen des Vor⸗ 
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mundſchaftsgerichts die Vernehmung der nach F. 4 Abſ. 2 zu hörenden Perſonen 
erforderlich geweſen, ſo haben ſie Anſpruch auf Erſtattung der nothwendigen 
baaren Auslagen aus der Staatskaſſe, dies gilt jedoch nicht für die Eltern des 
Minderjährigen. 

Verträge über die Unterbringung von Zöglingen ſind ſtempelfrei. 


9 

Die Ausführung der Fürſorgeerziehung liegt dem verpflichteten Kommunal⸗ 
verband ob (F. 14); er entſcheidet darüber, in welcher Weiſe der Zögling unter— 
gebracht werden ſoll. Im Falle der Anſtaltserziehung iſt der Zögling, ſoweit 
möglich, in einer Anſtalt ſeines Bekenntniſſes unterzubringen. Im Falle der 
Familienerziehung muß der Zögling mindeſtens bis zum Aufhören der Schul— 
pflicht in einer Familie ſeines Bekenntniſſes untergebracht werden. 

Der Kommunalverband hat dem Vormundſchaftsgerichte von der Unter⸗ 
bringung und von der Entlaſſung des Zöglinges Mittheilung zu machen. 

Die Ueberführung des Zöglinges liegt der Polizeibehörde des Aufenthalts— 
orts ob. f 

$. 10. 

Die Zöglinge dürfen nicht in Arbeitshäuſern und nicht in Landarmenhäuſern, 
in Anſtalten, welche für Kranke, Gebrechliche, Idioten, Taubſtumme oder Blinde 
beſtimmt ſind, nur ſo lange untergebracht werden, als es ihr körperlicher oder 
geiſtiger Zuſtand erfordert. 5 

In Ausführung einer eingeleiteten Fürſorgeerziehung kann die Erziehung 
in der eigenen Familie des Zöglinges unter Aufſicht des Kommunalverbandes 
widerruflich angeordnet werden. 

i GbR 

Für jeden in einer Familie untergebrachten Zögling ift zur Ueberwachung 
ſeiner Erziehung und Pflege von dem Kommunalverband ein Fürſorger zu beſtellen. 
Hierzu können auch Frauen beſtellt werden. i 


9. 12 
Auf Antrag des verpflichteten Kommunalverbandes kann, unbeſchadet der 
Vorſchriften des Artikel 78 F. 1 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz— 
buche, der Vorſtand einer unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehenden Erziehungsanſtalt 
vor den nach F. 1776 des Bürgerlichen Geſetzbuchs als Vormünder berufenen 
Perſonen zum Vormunde der auf Grund der 98. 3 ff. in der Anſtalt unter 
gebrachten Zöglinge beſtellt werden. 

Das Gleiche gilt für Zöglinge, die unter der Aufſicht des Vorſtandes der 
Anſtalt in einer von ihm ausgewählten Familie erzogen werden; liegt die Be— 
aufſichtigung der Zöglinge einem von dem verpflichteten Kommunalverbande 
beſtellten Beamten ob, fo kann dieſer auf Antrag des Kommunalverbandes ſtatt; 
des Vorſtandes der Anſtalt zum Vormunde beſtellt werden. 
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Neben dem nach den Vorſchriften der Abſ. 1, 2 beſtellten Vormund iſt ein 
HGegenvormund nicht zu beſtellen. Dem Vormunde ſtehen die nach $. 1852 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläffigen Befreiungen zu. 


8.43, 

Die Fürſorgeerziehung endigt mit der Minderjährigkeit. d 

Die frühere Aufhebung der Fürſorgeerziehung erfolgt durch Beſchluß des 
Kommunalverbandes von Amtswegen oder auf Antrag der Eltern oder des geſetz⸗ 
lichen Vertreters des Minderjährigen, wenn der Zweck der Fürſorgeerziehung 
erreicht oder die Erreichung des Zweckes anderweit ſichergeſtellt iſt. Die Aufhebung 
kann unter Vorbehalt des Widerrufs beſchloſſen werden. 

Gegen den ablehnenden Beſchluß des Kommunalverbandes kann der Antrag⸗ 
ſteller binnen einer Friſt von zwei Wochen vom Tage der Zuſtellung ab die 
Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts anrufen. Gegen den Beſchluß des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts findet die Beſchwerde ſtatt. Die Beſchwerde des Kommunal⸗ 
verbandes hat aufſchiebende Wirkung. 

Ein abgewieſener Antrag darf vor dem Ablaufe von ſechs Monaten nicht 
erneuert werden. i 

§. 14. 

Die Provinzialverbände, in der Provinz Heſſen⸗Naſſau die Bezirksverbände 
der Regierungsbezirke Wiesbaden und Caſſel, der Lauenburgiſche Landeskommunal⸗ 
verband, der Landeskommunalverband der Hohenzollernſchen Lande ſowie der 
Stadtkreis Berlin ſind verpflichtet, die Unterbringung der durch Beſchluß des 
Vormundſchaftsgerichts zur Fürſorgeerziehung überwieſenen Minderjährigen in einer 
den Vorſchriften dieſes Geſetzes entſprechenden Weiſe zu bewirken. Sie haben für 
die Errichtung von Erziehungs- und Beſſerungsanſtalten zu ſorgen, ſoweit es an 
Gelegenheit fehlt, die Zöglinge in geeigneten Familien ſowie in öffentlichen, 
kirchlichen oder privaten Anſtalten unterzubringen, auch ſoweit nöthig für ein 
angemeſſenes Unterkommen bei der Beendigung der Fürſorgeerziehung zu ſorgen. 

Zur Unterbringung verpflichtet iſt derjenige Kommunalverband, in deſſen 
Gebiete der Ort liegt, als deſſen Vormundſchaftsgericht das Gericht Beſchluß 
gefaßt hat. 

§. 15. 


Die Koſten, welche durch die Ueberführung des Zöglinges in eine Familie 
oder Anſtalt, durch die dabei nöthige reglementsmäßige erſte Ausſtattung, durch 
die Beerdigung des während der Fürſorgeerziehung verſtorbenen und durch die 
Rückreiſe des aus der Fürſorgeerziehung entlaſſenen Zöglinges entſtehen, fallen dem 
Ortsarmenverband, in welchem er ſeinen Unterſtützungswohnſitz hat, zur Laſt. 
Iſt ein ſolcher Ortsarmenverband nicht vorhanden, ſo fallen dieſe Koſten dem 
verpflichteten Kommunalverbande ($. 14 Abſ. 2) zur Laſt. Die übrigen Koſten 
des Unterhalts und der Erziehung ſowie der Fürſorge für entlaſſene Zöglinge 
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Die Kommunalverbände erhalten zu den nach Abſ. 1 von ihnen zu tragenden 
Koften aus der Staatskaſſe einen Zuſchuß in Höhe von zwei Dritteln dieſer 
Koften. Der Betrag des Zuſchuſſes wird jährlich auf Liquidation der im Vorjahr 
aufgewendeten Koſten oder im Einverſtändniſſe mit den einzelnen Kommunal⸗ 
verbänden periodiſch als Bauſchſumme von dem Minifter des Innern feſtgeſetzt. 


$. 16. 

Die Kommunalverbände ſind berechtigt, die Erſtattung der während der 
Fürſorgeerziehung entſtandenen Koſten des Unterhalts eines Zöglinges von dieſem 
ſelbſt oder von dem auf Grund des Bürgerlichen Rechtes zu ſeinem Unterhalte 
Verpflichteten zu fordern. Dieſelbe Berechtigung ſteht den Ortsarmenverbänden 
hinſichtlich der ihnen nach §. 15 Abſ. zur Laſt fallenden Koſten zu. 

Für die Erſtattungsforderung der Kommunalverbände find Tarife zu Grunde 
zu legen, welche von dem Miniſter des Innern nach Anhörung der Kommunal 
verbände feſtgeſetzt werden. Die Koſten der allgemeinen Verwaltung der Fürſorge⸗ 
erziehung, des Baues und der Unterhaltung der von den Kommunalverbänden 
errichteten Anſtalten bleiben hierbei außer Anſatz. 

Wird gegen den Erſtattungsanſpruch Widerſpruch erhoben, ſo beſchließt 
darüber auf Antrag des Kommunalverbandes oder Ortsarmenverbandes der 
Bezirksausſchuß. 

Der Beſchluß iſt vorbehaltlich des ordentlichen Rechtswegs endgültig. 

Zwei Drittel der durch die Kommunalverbände von den Erſtattungs⸗ 
pflichtigen eingezogenen Beträge find auf den Beitrag des Staates ($. 15 Abs. 2) 
anzurechnen. 

17. 

Die Kommunalverbände haben für die Ausführung der Fürſorgeerziehung 
und für die Verwaltung der von ihnen errichteten Erziehungs- und Beſſerungs⸗ 
anſtalten Reglements zu erlaſſen. 

Die Reglements bedürfen der Genehmigung der Miniſter des Innern und 
der geiftlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten in Betreff derjenigen 
Beſtimmungen, welche ſich auf die Aufnahme, die Behandlung, den Unterricht 
und die Entlaſſung der Zöglinge beziehen. 

Hinſichtlich der Privatanſtalten behält es bei den beſtehenden Vorſchriften 
ſein Bewenden. 

$. 18. 

Die geſetzlichen Beſtimmungen über die religiöſe Erziehung der Kinder 

finden auch auf die Fürſorgeerziehung Anwendung. 


N 19 
Wenn ſchulpflichtige Zöglinge der öffentlichen Volksſchule ohne ſittliche 
Gefährdung der übrigen die Schule beſuchenden Kinder nicht zugewieſen werden 
können, ſo hat der Kommunalverband dafür zu ſorgen, daß dieſen Zöglingen 
während des ſchulpflichtigen Alters der erforderliche Schulunterricht anderweitig 
zu Theil wird. Im Streitfalle entſcheidet der Oberpräſident. 
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$. 20, 

Die zuſtändigen ſtaatlichen Aufſichtsbehörden der Kommunalverbände und 
in höherer Inſtanz der Miniſter des Innern haben die Oberaufſicht über die zur 
Unterbringung von Zöglingen getroffenen Veranſtaltungen zu führen; ſie ſind 
befugt, zu dieſem Zwecke Reviſionen vorzunehmen. 


§. 21. 

Wer, abgeſehen von den Fällen der $$. 120, 235 des Strafgeſetzbuchs, 
einen Minderjährigen, bezüglich deſſen das gerichtliche Verfahren auf Unter 
bringung zur Fürſorgeerziehung eingeleitet oder die Unterbringung zur Fürſorge— 
erziehung angeordnet iſt, dem Verfahren oder der angeordneten Fürſorgeerziehung 
entzieht, oder ihn verleitet, ſich dem Verfahren oder der Fürſorgeerziehung zu 
entziehen, oder wer ihm hierzu vorſätzlich behülflich iſt, wird mit Gefängniß bis 
zu zwei Jahren und mit Geldſtrafe bis zu Eintauſend Mark oder mit einer 
dieſer Strafen beſtraft. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. n 
$. 22. 

Der Miniſter des Innern iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes be— 
auftragt. 1 
$. 23. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1901 in Kraft. 

Mit dem gleichen Zeitpunkte wird das Geſetz vom 13. März 1878, be— 
treffend die Unterbringung verwahrloſter Kinder, aufgehoben. 

Kommunalverbände, welche zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes 
über geeignete Anſtalten nicht in ausreichendem Maße verfügen, ſollen bis zum 
1. April 1903 bei der Unterbringung der Zöglinge den im F. 10 Abſ. 1 dieſes 
Geſetzes ausgeſprochenen Beſchränkungen nicht unterliegen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Wilhelmshaven, den 2. Juli 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. v. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. 
Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 
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(Nr. 10211.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil des Bezirkes des Amtsgerichts Vöhl. Vom 18. Juli 1900. 


Auf Grund des F. 39 des Geſetzes, betreffend das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen in dem Gebiete der vormals freien 
Stadt Frankfurt ſowie den vormals Großherzoglich Heſſiſchen und Landgräflich 
Heſſiſchen Gebietstheilen der Provinz Heſſen-Naſſau, vom 19. Auguſt 1895 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 481) und des Artikels 5 der Verordnung, betreffend das Grund— 
buchweſen, vom 13. November 1899 Geſetz-Samml. S. 519) beſtimmt der 
Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in 
das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 

für den zum Bezirke des Amtsgerichts Vöhl 9 9 Gemeindebezirk 

Höringhauſen 

am 15. Auguſt 1900 beginnen ſoll. 

Berlin, den 18. Juli 1900. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1. das am 2. Mai 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Wieſen⸗ 
genoſſenſchaft zu Weilmünſter im Oberlahnkreiſe durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Wiesbaden Nr. 24 S. 223, ausgegeben am 
15. Juni 1900; 

2. der Allerhöchſte Erlaß vom 7. Mai 1900, durch welchen der Stadt⸗ 
gemeinde Wiesbaden das Recht verliehen worden iſt, das zur Durch— 
führung des Ausbaus des ſtädtiſchen Waſſerwerkes noch erforderliche Grund— 
eigenthum im Wege der Enteignung zu erwerben, oder, ſoweit dies 
ausreichend iſt, mit einer dauernden Beſchränkung zu belaſten, durch das 
Amtsblatt der Königlichen 95 zu Wiesbaden Nr. 27 S. 253, 
ausgegeben am 5. Juli 1900; 

3. das am 25. Mai 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft zu Saborwitz im Kreiſe Guhrau durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Breslau Nr. 27 S. 258, ausgegeben am 
7. Juli 1900. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


